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Wer wählt den Bürgermeister?
Gemeinde Vertreter wehren sich gegen „Diktatur der Räte11

Unter dem M otto „W er  wählt denn eigentlich, den Bürger­
m eister?“  mußte die kommunistische Presse in  den letzten bei­
den Wochen eines der „heißen Eisen“  anfassen, d ie bei der D is­
kussion um die „Entfaltung der Demokratie“  geschmiedet w or­
den sind. Es geht um die Stellung der Abgeordneten und 
Gemeindevertreter bei den laut Verfassung ausschließlich ihrer 
Entscheidung unterworfenen Frage. Zahlreiche Vorfä lle  haben 
der Bevölkerung Anlaß gegeben, an der Macht eines Abgeord­
neten, selbst wenn dieser der SED angekört» zu zweifeln. Im  
gleichen Maße aber w ird  die „D iktatur der Bäte“  sichtbar, die 
im  Bat des Kreises oder des Bezirks durch ihre willkürlichen 
Entscheidungen jede Abgeordneten-Tätigkeit sinnlos erscheinen 
lassen.
Zu dieser Diskussion kam es, 

nachdem in mehreren Orten der 
Zone im  H inblick auf die be­
vorstehenden Gemeindewahlen 
plötzlich Bürgerm eister ab be­
rufen und neue nom iniert wur­
den. Um den Schein zu wahren, 
ließ man die Gemeindevertre­
tungen Zusammenkommen, un­
terbreitete diesen aber einen 
fertigen  Beschluß vom Kat des 
Kreises und dem „Dem okrati­
schen Block“ der Gemeinde, w o­
nach dieser und jener Bürger­
meister gewählt werden soll.

In  den meisten Fällen  g in g  
dieses Verfahren anstandslos 
vonstatten. D ie Gemeindevertre­
ter resignierten, und der neue 
Bürgerm eister wurde einstim­
m ig  „gew äh lt“ . D ort aber, wo 
es zu Zwischenfällen kam, rüt­
telten diese an den Grundfesten 
der von der SED gefügten Ord­
nung. „W ozu brauchen w ir  
noch Abgeordnete,“  erklärten 
die Zeugen solcher „Bürgerm ei­
sterwahlen“  und gingen —  um 
manche Erkenntnis reicher — 
nach Hause. Andere Abgeord­
nete weigerten sich, künftig an 
der A rbeit im  „Demokratischen 
Block“ teilzunehmen, wenn die­
ser über ihren K o p f hinweg 
bindende „W ahl-Em pfehlungen“ 
gibt. W ich tig  aber ist, daß in 
einigen wenigen Fällen  solche 
„W ahlen" rückgängig gemacht 
werden mußten!

Das hat —  nachdem die Dis­
kussion einmal in  Gang gekom­

men w ar —  zu den verschieden­
artigsten Enthüllungen über die 
Tä tigkeit der „R ä te“ geführt. 
So üben die Räte der Kre ise 
und Bezirke heute ih r Am t in 
90 Prozent a ller F ä lle  ohne 
Kontro lle durch die Abgeordne­
ten aus. D er Abgeordnete ist 
„Au fk lärer" und „Instrukteur“ . 
Jeder, der einem Abgeordneten 
einen sogenannten „W ählerauf­
trag “  gibt, könnte diesen besser 
direkt an den R a t des Kreises 
richten. D ie Räte werden direkt 
von der SED eingesetzt und die 
Vertreter der bürgerlichen P a r­
teien  —  denen man ein ige un­
wichtige Funktionen zuschiebt 
•— werden nach SED-Kader 
Prinzipien im  „Demokratischen 
Block“ ausgewählt.

Auf die Verfassung pochen 
Nun ist es jedoch nicht ganz 

so unwichtig, welchen Bürger­
meister eine Gemeinde besitzt. 
Auch wenn es auf jeden F a ll 
ein SED-Bürgermeister sein 
w ird, kann dessen persönliche 
H altung und sein Auftreten ge­
genüber dem R at des Kreises 
fü r die Gemeinde von entschei­
dender Bedeutung sein. D ie Ge­
meinden sollten darum ihre V er­
treter zwängen, auf die Spiel­
regeln  auch der sowjetzonalen 
Demokratie zu achten. D ie V er­
fassung bietet ihnen hier A r­
gumente genug. Erst wenn die 
R äte der Bezirke und Kreise 
überall i h r e n  Bürgermeister

sitzen, haben, ist der SED- 
Machtapparat vollkommen. Dann 
nämlich hat der Bürger über­
haupt keine M öglichkeit mehr, 
sein Anliegen in die Mühle des 
Staatsapparates hineinzubrin­
gen. E in von der Gemeinde ein­
gesetzter Bürgerm eister aber, 
auch wenn er der SED ange­
hört, muß in  einem gewissen 
Rahmen die Interessen dieser 
Gemeinde wahren.

D ie Farce der Sowjetzonen- 
„Demokratie“ , die keine Wahlen 
und keine ihren W ählern ver­
antwortlichen Abgeordneten 
kennt, hat vie le  Bürger veran­
laßt, sich um derlei D inge über­
haupt nicht mehr zu kümmern. 
Sie nehmen die Diktatur der 
Räte und SED-Leitungen' m it 
Resignation und bedeutungsvol­
lem Achselzucken hin: „D ie
machen ja  doch, was sie w ol­
len !“ Das aber stimmt nur zum 
T e il! D ie SED kann nicht mehr 
machen, was sie w ill. Sie ist 
heute mehr denn je  bestrebt, 
die Fassade der Demokratie zu 
wahren. N ie  wäre sonst eine 
Diskussion w ie  diese in  der 
Presse geführt werden. Die SED 
ist auf die politische M itarbeit 
der Bevölkerung angewiesen, 
wenn sich der bürokratische 
Staatsapparat nicht noch w eiter 
von dieser Bevölkerung lösen 
soll. E in  aufgezwungener und 
m ißlieb iger Bürgermeister kann 
wohl Verfügungen erlassen, 
aber befolgen w ird  sie keiner. 
H ier  lieg t die Chance fü r den 
„W ähler“ : Zw ingt „Eure“  A b­
geordneten, ‘ den Bürgermeister 
zu ernennen, den Ih r  fü r ver­
tretbar haltet! B ringt selbst 
Wahlvorschläge und beobachtet, 
ob und w ie  diese berücksichtigt 
werden! N ur so kann schritt­
weise w ieder die Entscheidungs­
fre iheit der Gemeinden herge­
stellt werden-,



Verdientes 
Schicksal

B T , Selbstverständlich, jede 
kommunistische Pa rte i is t in 
jedem  Land© ein Fremdkörper, 
eine F ilia le  frem der Macht, 
eine Niederlassung Moskaus, 
das m it diesem b illigen  M ittel 
auf das politische Geschehen 
anderer Länder unerlaubten 
Einfluß nimmt. D iese Tatsache 
ist m it dem Bestand unabhän­
g iger Staaten nicht gut verein­
bar. Der revolutionäre Auftrag 
de? kommunistischen Parteien 
kommt noch, hinzu. Es ist ge­
w iß richtig, daß Chrustschow 
auf dem X X . Pa rte ita g  der 
K P dS U  von der Möglichkeit 
gesprochen hat, „auch den par­
lamentarischen W eg  fü r den 
Übergang sum Sozialismus aus­
zunutzen“ . In  der gleichen 
Hede aber hat der gleiche 
Chrustschow gesag t: „Es be­
steht kein Zweife l, daß der ge­
waltsame Sturz der Diktatur 
der Bourgeoisie und die damit 
verbundene krasse Verschär­
fung des Klassenkampfes für 
eine Pe ihe kapitalistischer Län­
der unvermeidlich sind.“  Es 
leuchtet ein, daß ein demokra­
tischer Staat zum Schutz seiner 
Freiheit berechtigt und ver­
pflichtet ist, dieser angeblichen 
Unvermeidlichkeit rechtzeitig 
entgegenzutreten. In  Wahrneh­
mung dieses Rechts hat das 
Bundesverfassungsgericht ge­
stern auf Antrag der Bundes­
regierung die K P D , die im 
Sinne Chrustschows den „g e ­
waltsamen Sturz“ unserer staat­
lichen Ordnung betrieb, als 
verfassungswidrig erklärt und 
ihre Auflösung verfügt.

Recht und Politik

Das alles ist rich tig  und 
logisch, und niemand w ird der 
K P D  nachtrauern. Sie hat ein 
wohlverdientes Schicksal erlit­
ten, das sie sich selbst bereitet 
hat. Dennoch w ird  das K arls­
ruher U rteil lebhaft und kri­
tisch erörtert. Es geht dabei 
allerdings nicht um das Recht­
lich-Grundsätzliche, sondern um 
das Politisch-Zweckmäßige. Zur 
grundsätzlichen Seite ist zu 
sagen, daß es sich bei dem 
Spruch nicht um einen po liti­
schen Akt, sondern um den

R e c h t s a k t  eines höchsten, 
unabhängigen Gerichts handelt. 
Das Gericht hat in vo ller F re i­
heit entschieden j es konnte dem 
A ntrag der Bundesregierung 
stattgeben und könnt® ihn ab­
lehnen. Das Maß seiner Ent­
scheidung lieg t ausschließlich 
im  Recht.

De? Antrag der Bundesregie­
rung dagegen w ar ein auf das 
Recht sielender A k t  d e r  
P o l i t i k .  Is t  aber das anstän­
d ige höchste Gericht einmal mit 
ihm befaßt, dann ist er nur 
noch ein R.echtsfall, der unter 
dem Gesichtspunkt zu prüfen 
ist, ob dis tatsächlichen und 
rechtlichen Voraussetzungen ge­
geben sind, die gemäß der Ver­
fassung und dem Gesetz eine 
Verurteilung der K P D  vor­
schreiben. W enn dss Gericht 
im Ergebnis dieser Rechtsprü­
fung die Verfassungsw idrigkeit 
der K P D  bejaht, dann muß es 
aus dieser Überzeugung auch 
„Recht“  sprechen, —  selbst 
wenn die Richter als Staats­
bürger aus Gründen politischer 
Zweckmäßigkeit Bedenken ha­
ben sollten. D ie Frage der 
politischen Zweckmäßigkeit ist 
eine V orfrage des von der 
Bundesregierung gestellten An­
trages, die von ihr zu prüfen, 
zu beantworten und zu verant­
worten ist.

Die Frage 

der Zweckmäßigkeit

In  dieser grundsätzlichen 
Sicht dürfte e3 über den 
Spruch von Karlsruhe keine 
Meinungsverschiedenheiten ge­
ben. Bedenken richten sich nur 
gegen den politischen Akt, der 
das Rechtsverfahren in Gang 
setzte: gegen die Zweckmäßig­
keit des von der Bundesregie­
rung gestellten Antrages. H ier 
ist zunächst darauf hinzuwei­
sen, daß die K P D  mit dem 
demokratischen Stimmzettel 
freier Wahlen bereits bis zur 
Bedeutungslosigkeit geschlagen 
und dezimiert worden ist. Das 
ist ein Sieg des gesunden 
Menschenverstandes, der sicher 
mehr w iegt als die Auslöschung 
der Parte i durch einen richter­
lichen Akt. Hinzu kommt, daß 
der Kommunismus im  Unter­
grund möglicherweise mehr In ­
teresse und eine größere Publi­
zität findet als vorher, als er 
dank seines demokratisch fest­

gestellten Untergewichts aus 
dem Öffentlichen Leben prak­
tisch ausgeschaltat war. Schließ­
lich hat der unterirdische K om ­
munismus der Bundesrepublik 
je tz t sin® Manövriermasse von 
W ählern zur Verfügung (bei 
den Bundestagswahlen von 1953 
waren es noch rö. 600 000), m it 
der er bei geschickt gelenktem 
Einsatz manchen Unfug und 
manche Verw irrung in  der 
deutschen P o litik  anrichten 
kann. Das sind Bedenken, die 
zwar nicht das gute Recht der 
Bundesregierung zu ihrem V or­
gehen, aber seine Zweckmäßig­
keit berühren. Andere Beden­
ken, die vorgebracht werden, 
sind dagegen kaum stichhaltig. 
Von einer Erschw erung der 
deutschen Einheit kann, w ie 
w ir  bereits darlegten, ernstlich 
nicht die R ede sein. Eine er­
schwerende H altung Pankows 
würde nur bestätigen, daß man 
dort die W iedervereinigung 
überhaupt nicht w ill.

Nuschke an 
der Spitze

D T , Es war m it Sicherheit zu 
erv/arten, daß die SED die vom 
Bundesverfassungsgericht ver­
fü gte  Auflösung der westdeut­
schen K P  m it einem Ausbruch 
äußerster Empörung beantwor­
ten würde. Überraschend aber 
ist es, daß sie von Otto 
Nuschke noch übertroffen wird. 
W ir  haben nichts dagegen, 
wenn das U rteil „gescholten“ 
w ird, es kommt nur darauf an, 
w  i e das geschieht. Nuschke 
aber hat auf einer P rotest­
kundgebung die Richter von 
Karlsruhe mit Vergeltung be­
droht und erk lärt: „W ir  sehen 
kristallklar in das blutunter­
laufene Auge der faschisti-’ 
sehen Reaktion.“  E r fügte noch 
hinzu, daß Bundeskanzler Dr. 
Adenauer, w ie das Verbot der 
K P D  erkennen lasse, die A b ­
sicht kriegerischer Aggression 
gegen die D D R  habe (!).

Das sind Formulierungen, m it 
denen sich Nuschke w e iLan  die 
Spitze der kommunistischen



KPD-Verbot ohne Zwischenfälle
Kommunisten in den Gemeinden verlieren ihre Mandate

Lieber Leser!
W ir  wollen gern wissen, w ie die 
Verteilung unserer Wochenaus­
gabe in  der sowjetischen Be­
satzungszone funktioniert. D ie 
Namen unserer Beser interes­
sieren uns dabei nicht, sondern 
nur die Orte. Deshalb bitten 
v/ir Sie, eine Ansichts- oder 
Postkarte m it falschem Absen­
der, aber m it Angabe der Num ­
mer der Ausgabe, auf die Sie 
sich beziehen an fo lgende Adres­
se zu schicken:

Herrn E. S e g n l  
Berlin-Tem pelhof I  

Mänfred-v.-BicIitkofen-Str. 2, I I
Pa lls  Sie den kleinen TA G  

m it der Post erhalten, entfernen 
Sie b itte Ih re Anschrift, nicht 
aber die Marke von dem B rie f­
umschlag und schicken Sie ihn 
in  einem anderen Briefumschlag 
an die ob ige Anschrift.

W ir  danken Ihnen fü r Ihre 
H ilfe .

Salzburg (A P ). Ungarns N a­
tionalschätze, die Stephans­
krone, die rechte Hand des hei­
ligen Stephan und der ungari­
sche Krönungsornat, waren su 
Ende des K rieges in der k le i­
nen Salzburger Ortscha.it M att­
see versteckt.

W ie der P fa rrer  von Mattsee, 
Kanonikus Strasser, dieser 
Tage  vor ungarischen Flücht­
lingen erklärte, sind diese jeder 
Bewertung sich entziehenden 
Schätze von dem damaligen un­
garischen Reichsverweser Fe- 
renc Szalasi auf der Flucht aus 
Budapest nach Österreich m it­
genommen worden. A ls sich die 
amerikanischen Truppen Mattsee 
näherten, habe Szalasi durch 
einen O ffizier Kanonikus Stras­
ser ersucht, ob er den Kron- 
schatz auf bewahren könne. Der 
P riester übernahm nur die R e ­
liqu ie und den Krönungsornat, 
die er im  Diwan seiner P farre i 
versteckte. Für die Stephans­
krone w agte Kanonikus Stras­
ser in folge ihres hohen po liti­
schen und materiellen W ertes 
jedoch nicht die Verantwortung 
zu tragen. Sie wurde daraufhin 
von Szalasi in der Nähe von 
Mattsee vergraben. Kurz vor 
seiner Hinrichtung habe der 
seinerzeitige Reichsverweser je ­
doch den Amerikanern das Ver-

Bonn (D P A ). Das Verbot der 
K P D  habe nach M itteilung eines 
Sprechers der Bundesregierung 
nirgendwo zu nennenswerten 
Zwischenfällen geführt. Dem­
nächst werde die Bundesregie­
rung einen zusammenfassenden 
Überblick über den Ablauf der 
Maßnahmen geben.

Es wurde w eiter m itgeteilt, 
daß die inzwischen w ieder auf­
gehobene Telefonsperre fü r den 
Bonner Korrespondenten der 
kommunistischen „Berliner Zei­
tung“ , Gerst, nach Verkündi­
gung des KPD -Verbots nicht 
von Bundesbehörden angeord­
net worden sei. Für die Aus­
führung des KPD -Verbots seien 
die Bänder zuständig.

Düsseldorf (A P ). D ie K P D - 
Vertreter in  den Gemeindepar- 
lamenten von Nordrhein-W est­
fa len verlieren ihre Mandate, 
w ie das Innenministerium in

steck bekanntgegeben. Die 
Krone wurde daraufhin geho­
ben und nach W iesbaden ge­
bracht. W o  sie sich derzeit be­
findet, ist unbekannt. Man ver­
mutet, daß sie von den ameri­
kanischen Behörden dem Vati­
kan übergeben wurde.

D ie Reliqu ie der rechten 
Hand sowie der Krönungsor­
nat, bestehend aus Krönungs­
mantel, Zepter, Reichsapfel und 
Kreuz, wurden Ende 1945 dem 
Erzbischof von Salzburg, Dr. 
Andreas Rohracher, übergeben. 
Der gesamte Krönungsornat be­
findet sich noch heute in Salz­
burg. D ie „heilige Rechte“ Ste­
phans wurde 1946 kirchlichen 
Kreisen übergeben. W o sie sich 
derzeit in  Ungarn befindet, ist 
gleichfalls unbekannt.

Marcinelle (A P ). Der deutsche 
Grubensachverständige Georg 
Banger, der mit weiteren deut­
schen Bergungssachverständi­
gen an den Bergungsarbeiten in 
der Grube von Marcinelle te il­
nimmt, hat erstmals seit der 
Katastrophe die Sohle 1035 Me­
ter erreicht.

Diese T ie fe  war das Ziel aller 
Anstrengungen, seit am 8. Au-

Düsseldorf bekanntgegeben hat. 
Dies entspreche den Bestim ­
mungen des Kommunalgesetzes 
von Nordrhein-W estfalen für 
den Fall eines Parteiverbots.

Jugendliche an der Grenze
Detmold (A P ). Das Deutsche 

Jugendherbergswerk hat an 
den Grenzübergangsstellen zur 
Zone Kontaktstellen fü r jugend­
liche W anderer aus M ittel­
deutschland eingerichtet. Sie er­
halten dort einen Gästeausweis, 
der zur kostenlosen Benutzung 
der Jugendherbergen im Bun­
desgebiet berechtigt, außerdem 
Wandergutseheine fü r eine 
Dauer bis zu drei Wochen, für- 
die sie in  den Jugendherbergen 
unentgeltlich Beköstigung be­
kommen.

Berlin (A P ). Der Sowjetzo- 
nen-Grenzpolizei in Vacha ist 
eine sogenannte „H elfergruppe“ 
von 40 Jungen und Mädchen zu­
geteilt worden. In  den letzten 
Wochen habe diese nach dem 
Vorbild der Dimitroff-Gruppen 
der bulgarischen Grenzmiliz 
ausgebildete Helfergruppe vier 
„Grenzverletzer“ festgenommen.

ünfaii bei DEFA-Aufnahm sn
Berlin (A P ). Bei Dreharbeiten 

der Sowjetzonen-Filmgeseli- 
schaft „D efa“ auf der Bernauer 
Schleife zu dem Film  „Das 
große Rennen“ ist ein mit dem 
Schauspieler W ilhelm  Koch- 
H ooge besetzter Rennwagen an 
einer Steilkurve aus der Fahr­
bahn geraten. Dabei wurden 
nach einer Meldung der sow jet­
zonalen Nachrichtenagentur 
A D N  M itarbeiter des Aufnahme­
stabes verletzt. V ier der Ver­
letzten mußten ins Kranken­
haus eingeliefert werden.

gust ein Grubenbrand 276 B erg­
leute einschloß, von denen nur 
wenige lebend geborgen werden 
konnten. Die 167 in den unter­
sten Stollen vermuteten B erg­
leute müßten nun auf der Sohle 
1035 Meter oder einer gerade im 
Ausbau gewesenen noch tieferen 
Sohle sein. Deichen wurden nach 
den ersten Berichten noch nicht 
gefunden

Das Schicksal der Stefanskrone
Ungarns Naiionalsehätze waren im Salzburger Land versteckt

Sohle 1035 erreicht
Deutsche Berguiigsfaebleufe dringen in d ie  Todesstoiien vo



Bischof Dr, W ilhelm  W eskam m  f 1
Berlin  (Eigenmeldung/DPA/ 

A P ). Der katholische Bischof 
von Berlin, Dr. W ilhelm  W es­
kamm, is t am Dienstagabend 
um 18.14 Uhr nach langer 
schwerer Krankheit im 66. L e ­
bensjahr gestorben. Am  Diens­
tagm ittag setzte ein neuer star­
ker K rä fteverfa ll ein, bei dem 
der Bischof in  einen Schlaf 
versank, aus dem er nicht mehr 
erwachte. Das Domkapitel hatte 
sich an seinem Sterbebett ver­
sammelt.

D ie Beisetzung findet am 
Montag, dem 27. August, auf 
dem St. - H ed w ig  - Friedhof in 
der Liesenstraße in W edding 
statt. Das feierliche Requiem 
beginnt in der St.-Sebastian- 
K irche um 9 Uhr. -Die Trauer­
pred igt hält Erzbischof Dr. L o ­
renz Jaeger (Paderborn). Im  
Anschluß an den Trauergottes­
dienst w ird  der Sarg in  fe ier­
lichem Zug zum St. - H edw ig  - 
F riedhof übergeführt.

Bis zum M ontag w ird  Bischof 
Weskamm in seiner P r iva t­
kapelle, Berlin-Zehlendorf-West, 
Bogotastraße 10, aufgebahrt. 
D ie Kapelle ist von Mittwoch 
an zwischen 10 und 18 Uhr zu­
gänglich.

Das ärztliche Kommunique 
über die eigentliche Todes­
ursache lieg t zur Stunde noch 
nicht vor. D ie W estberliner 
Rundfunksender änderten so­
fo rt nach Bekanntwerden der 
Nachricht ihre Programme. In  
einer ersten Gedenksendung fü r 
Weskamm über den SFB er­
klärte der Generalvikar des 
Bistums Berlin, Josef Pu- 
chowski, dem Bischof sei es in 
seinem fünfjährigen W irken  in 
Berlin darum gegangen, eine 
lebendige Kirche zu schaffen. 
E r habe, sich bemüht, ange­
sichts der politischen Spaltung, 
die m itten durch die Diözese 
geht, den Existenzwillen im 
Bistum wachzurufen und einen 
Aktionsw illen in  die Glieder 
der K irche hineinzutragen.

Weskamm, der zugleich V or­
sitzender der Katholischen Ost- 
B ischofs-Konferenz war, hat 
fün f Jahre lang als Bischof die 
religiösen Belange der in der 
Sowjetzone lebenden Katholi­
ken wahrgenommen. Seine be­

sondere Sorge galt dabei der 
christlichen Unterweisung und 
Erziehung der Jugend sowie 
der Förderung des Priester­
nachwuchses. Das von ihm ge ­
le itete Bistum zählt gegenwär­
t ig  über 650 000 K atholiken  und 
hat eine territoria le Ausdeh­
nung von rund 35 000 Quadrat­
kilometern.

Der Bischof mußte sich An­
fan g  Dezember vergangenen 
Jahres einer Gallenoperation 
unterziehen, der wenige Wochen 
später eine Nierenoperation 
fo lgte. Nach einem mehrwöchi­
gen Genesungsaufenthalt im 
Bundesgebiet kehrte er Ende 
Juni nach Berlin  zurück und 
trat zum letztenmal auf der 
Berliner Bistumsfeier am 23. 
Juni in  der Festhalle am 
Funkturm vor die Öffentlichkeit.

Einseitig und mangelhaft
Eine Antwort auf die „Wiskemann-Denkschrifi“

Bonn (D PA ). D ie Bundes­
regierung veröffentlichte im 
Bulletin die Antw ort des Göt­
tinger Völkerrechtlers P ro f. 
Kraus auf die englische „W is- 
kémann-Denkschrift“ zur Oder- 
Neiße-Lin ie. Darin werden m it 
völkerrechtlichen Argumenten 
die Thesen der Engländerin 
w iderlegt, die die Oder-Neiße- 
L in ie  als endgültige Ostgrenze 
Deutschlands bezeichnet hatte:

1. Das geltende Völkerrecht 
verbietet die Annexion fremden 
Staatsgebiets, auch wenn es 
Gebiete eines Angreifers sind.

2. Das geltende Völkerrecht 
macht die Rechtmäßigkeit von 
Gebietswechsel von der Befra­
gung der betroffenen Bevölke­
rung abhängig.

3. D ie Atlantik-Charta enthält

Sowjetspionage
Radaranlagen verraten —

Stockholm (Ä P ). In  Schweden 
ist ein neuer F a ll sowjetischer 
Spionage aufgedeckt worden. 
Der 47jährige Anatole Eriksson 
gestand vor einem Stockholmer 
Untersuchungsgericht, das 
schwedische Radarnetz fü r die 
F lugabwehr an die Sow jet­
union verraten zu haben. D ie 
Unterlagen darüber standen 
ihm als Radarspezialisten des

einen rechtlich bindenden V er­
zicht auf Gebietserwerb.

4. Auch die UdSSR hat die in 
dieser F rage seinen K riegsver­
bündeten gegenüber eingegan­
genen Verpflichtungen verletzt.

Kraus fo lgert, es sei sehr be­
dauerlich, daß „eine derartig 
einseitige und durchaus man­
gelhaft fundierte Schrift, die 
den Anspruch erhebt, wissen­
schaftlich zu sein, unter dem 
Mantel eines so angesehenen 
Instituts erscheinen konnte, w ie 
es das »Königliche Institut für 
internationale Angelegenheiten* 
in  London ist. Denn alles in  
allem genommen, läuft diese 
Schrift auf eine Verteid igung 
des Unrechts hinaus, das man 
M illionen deutscher Heim atver­
triebener angetan hat.“

in Schweden
Protestnote überreicht

schwedischen Elektrokonzerns 
L . M. Ericsson zur Verfügung. 
Das Stockholmer Untersu­
chungsgericht erhob gegen  ihn 
Anklage w egen Landesverrates.

Eriksson, der als Instrumen­
tenmacher bei der Elektrofirma 
arbeitete, gab zu, Pläne und 
Fotos der schwedischen Radar­
anlagen an die Sowjets verkauft 
zu haben.



So sind sie wirklich:

Mit dem Mercedes in die Illegalität
Das Schicksal em igrierter K P - 

Führer ist nie von heroi­
schen Taten begleitet gewesen. 
D ie Mehrzahl genoß in  den 
kommunistischen Ländern ein 
Rentner-Dasein, unterdessen die 
Moskauer Zentrale die po liti­
schen Aufgaben der Em igran­
ten m it anderen, meist Unter­
grund-Mitteln, weitertrieb.

Dem Führer der nun über 
Nacht endgültig in  den Unter­
grund gegangenen K P D , Max 
Reimann, ist es nicht anders 
ergangen. M it Reimann hatten 
die Sowjets einen Mann an die 
Spitze der westdeutschen K P  
zu stellen geglaubt, der als 
W erftarbeiter und Bergmann 
geeignete Traditionen aufzu­
weisen hatte. Auch die Ta t­
sache, daß Reimann als einer 
der wenigen Kommunisten, die 
nach 1945 zur Macht kamen, 
echte W iderstands-M eriten vor­
weisen konnte, gab ihm in  der 
K P D  eine Chance.

Im  Apparat verdorben
Reimann wurde am 31. Okto­

ber 1898 in  Elbing/Westpreußen 
geboren. A ls 18jähriger W erft­
arbeiter kam er in  den W e lt­
krieg, m it dessen Beendigung 
er über die Soldatenräte zur 
U SPD  gelangte. A ls eines der 
ersten K P D -M itg lieder wurde 
er von der Parte i ins Ruhrge­
biet geschickt, wo er zuerst als 
einfacher Bergmann, bald je ­
doch als Betriebsrat und K P -  
Funktionär Betriebszellen-Ar- 
beit leistete. M ax Reimann ge ­
hörte damals zu den angesehen­
sten Arbeiterfunktionären. Der 
Kred it, den er sich damals er­
warb, sollte ihm später den 
Start in  Westdeutschland er­
möglichen.

Erst der Apparat hat R e i­
mann verdorben. 1931 wurde er 
K P-Sekretär fü r das gesamte 
Ruhrgebiet, damals nach Ham­
burg die w ichtigste kommu­
nistische Position. Rasch geriet 
er zwischen die Mahlsteine 
eines erbarmungslosen Cliquen- 
kampfes, wurde in üble Pa rte i­
affären verwickelt und nur die 
Machtübernahme H itlers ver­
mochte —  so tragisch die Zu­
sammenhänge auch sind —  den 
sich anbahnenden Machtkampf 
um Reimanns Posten zu be­
enden. Ulbricht, P ieck und die

M A X  REIMANN

Mehrzahl der ZK-M itglieder 
flohen ins Ausland, von wo aus 
sie Reimann m it der „Leitung 
a ller kommunistischen Be­
triebszellen in ganz Deutsch­
land“ betrauten. Noch einmal 
zeigte sich der alte Reimann, 
den nur der Apparat verdor­
ben hatte: A ls einer der weni­
gen K P-Führer vermochte er 
bis 1939 illegale A rbeit zu le i­
sten, bis ihn die Protektorats­
polizei im  März 1939 beim 
Grenzübertritt von der Tsche­
choslowakei nach Po len  verhaf­
tete. Bis 1945 hielt ihn die Ge­
stapo in  Sachsenhausen gefan­
gen. In  Brandenburg begann 
Reimann w ieder als kleiner 
KPD-Sekretär.

A lle  Chancen verspielt 
Heute g ib t es zwei B iogra­

phien von Reimann. D ie eine 
versetzt ihn unmittelbar nach 
seiner Befreiung ins Ruhr­
gebiet, die andere vermerkt 
seine Tätigkeit im  sowjetzona- 
len Brandenburg. D ie SED hat 
immer W ert darauf gelegt, ihn 
als „Westdeutschen“ zu dekla­
rieren. Es gab einen Reimann- 
Nimbus, der künstlich gezüch­
tet wurde. Reimann gab sich 
betont als „Arbeiter", noch 
dann, als seine ostzonalen Ge­

nossen bereits M inister waren. 
Dann aber hatte er alle Chan­
cen verspielt.

1946 war er noch KP-Sekretär 
im  Ruhrgebiet, 1947 führte er 
bereits die K P  der britischen 
Zone, 1948 den ganzen Apparat. 
Ulbricht beauftragte ihn mit 
der „Reorganisation" der P a r ­
tei. Damit aber begann das 
Ende der K P D . Reimann deckte 
die aus Ostberlin eingeschleu­
sten Untergrundspezialisten, 
ließ seinen Stellvertreter Kurt 
M üller den Sowjets in die 
Hände spielen, „säuberte" ganze 
K P-Leitungen  und verlegte sein 
Dom izil monateweise nach Ost­
berlin.

Man mag Reimann beurteilen, 
w ie man w ill. Fest steht, daß 
er noch 1949 die Möglichkeit be­
saß, sich U lbricht gegenüber in 
spezifisch westdeutschen Belan­
gen zu behaupten. Erst die 
vö llige Unterwerfung unter das 
SED-Politbüro entzog ihm das 
oftmals blinde Vertrauen der 
westdeutschen Kommunisten. 
1953 verlor die K P D  ihre Bün­
destagsmandate, 1954 ging die 
Partei praktisch in die I lle ga ­
lität. 1955 existierten nur noch 
Schein-Büros, und 1956 hat die 
Parte i aufgehört zu bestehen.

Je sclnvächer seine Partei 
wurde, um so eindeutiger ent­
wickelte sich Reimann zum 
Funktionär des SED-Zentral- 
komitees. Zuletzt erschien er 
nur noch im Mercedes 220 zu 
einigen wenigen KP-Versam m - 
lungen, verlor den ideellen 
Kontakt zu seinen eigenen Ge­
nossen und zog schließlich, an­
statt den Richtern über die 
K P D  entgegenzutreten, endgül­
t ig  nach Ostberlin. Sein Sohn 
flüchtete aus der Zone, nach­
dem er als FDJ-Sekretär Un­
terschlagungen beging, und 
bot sich den Amerikanern ge­
gen 'seinen Vater an. Andere 
Affären ähnlicher Art machten 
Reimann moralisch bei seinen 
Genossen unmöglich. Heute ist 
er ein politisch toter Mann. 
Und schon mehren sich die 
Stimmen, die aus optischen 
Gründen fü r seine Amtsent­
setzung plädieren. Eine kom­
munistische Laufbahn endet 
ohne Ruhm . . .



Der Fall Kreszentia Mühsam
U lb r ic h t  fü rch te t d ie  Schatten  d e r  V e rg a n g e n h e it  

Unfaßbare Verbrechen haben die heutigen SED-Führer in 
der Zeit ihrer Moskauer Em igration auf sich geladen, un­
menschliches Leid  über Tausende deutscher Kommunisten und 
Antifaschisten gebracht. V iele jener Greueltaten, die heute ko l­
lek tiv Stalin zug'eschrieben werden, haben im Kominternbüro der 
Ulbricht und Pieck begonnen. Eine davon äst der F a ll K res­
zentia Mühsam. Nur wenige werden in  diesen Tagen eins 
kleine N otiz der SED-Presse gelesen haben, wonach „d ie 
W itw e  «e s  Dichters Mühsam, durch deren Verdienst der ge­
samte Nachlaß ihres Mannes gerettet und je tz t nach Deutsch­
land übergeführt werden konnte“ , nunmehr „ihren Lebensabend 
in der D D K  verbringt“ . N ur dem Wissenden zeigen sich hier 
d ie Schatten einer furchtbaren Vergangenheit.

Kreszentia —  genannt Zenzl- 
Mühsam — war die Gattin des von 
den Kommunisten gefürchteten 
und bemißtrauten Anarchisten 
Erich Mühsam, der 1934 im  KZ 
Oranienburg ermordet wurde. 
Ih r  w ar es gelungen, den ge ­
samten Nachlaß Mühsams in die 
Tschechoslowakei zu bringen 
und dort eine F lugschrift über 
die Nazi-Greueltaten herauszu­
bringen. Noch in P ra g  traten 
die KPD -Em igranten an sie 
heran, um sie zu einer V erfä l­
schung der anarchistischen 
Thesen Mühsams zu bewegen. 
Zenzl. die niemals die grund­
sätzliche Ablehnung vergessen 
konnte, die ih r Mann dem R e­
gim e Stalins entgegenbrachte, 
w eigerte sich, m it den Ulbricht 
und Genossen zu verhandeln. 
1935 wurde Zenzl Mühsam nach 
Moskau gelockt. Man versprach 
ihr, einen Band m it Gedichten 
und Essays ihres Gatten heraus­
zubringen. Fast ein Jahr hielt 
man sie unter den verschieden­
sten Vorwänden fest. Zuletzt 
wohnte sie gemeinsam mit der 
Frau des von den Sowjets er­
mordeten KP-Führers Heinz 
Neumann in einem Seitenflügel 
des Komintern-Hotels, ohne 
Geld in  einer prim itiven Schlaf­
kammer. 1936 wurde sie ver­
haftet.
„Sie sind eine Agentin S“

Man w arf der'ein fachen, je ­
der Konspiration abholden Frau 
Spionage zugunsten einer P a r i­
ser Trotzkisten-Gruppe vor. Sie 
sollte sich als Ku rier nach Mos­
kau eingeschlichen und an einem 
Komplott zur Ermordung Sta­
lins teilgenommen haben. U l­
bricht und Pieck, die einem 
Schiedsausschuß der Komintern 
angehörten, bestätigten die un­
glaublichen Beschuldigungen. 
Der Leidensweg Kreszentia 
Mühsams, der 20 Jahre währen 
sollte, begann. . .

Sie erlebte die bestialischen 
Verhöre der GFU-Untersu- 
chungsorgane während der gro ­
ßen Stalinschen Säuberung. 
Von Gefängnis zu Gefängnis g e ­
schleppt, landete sie schließlich 
in  einem Straflager im  ew igen 
Eis. Vergeblich versuchten ihre 
in das westliche Ausland emi­
grierten Freunde etwas über ihr 
Schicksal zu erfahren. Etwa um 
1942 verlor sich jede Spur.

Fast ©in Todesurteil 
194S griff eine Pariser Zeit­

schrift den F a ll Zenzl Mühsam 
auf und nannte erstmals die 
deutschen SED-Führer als 
Schuldige. Rasch veröffentlich­
ten die Sowjets einen angeblich 
von Zenzl Mühsam stammenden 
B rie f an eine Bekannte in Ost- 
berlin-Pankow, in  dem sie er­
klärte, zu krank fü r eine 
Heim reise zu sein. Tatsächlich 
war Frau Mühsam erst kurz 
zuvor aus dem Zwangsarbeits­
lager wegen vö llige r Auszeh­
rung nach Moskau zurückge­
kehrt. A u f eine A n frage der 
Sowjets jedoch, ob die SED 
Zenzl Mühsam aufnehmen wolle, 
erklärte U lbricht — der Enthül­
lungen fürchtete — : „Es w ird 
besser sein, Frau Mühsam zu 
diesem Zeitpunkt nicht nach 
Deutschland zu entlassen!“

Das Unfaßbare geschah: Die 
Stalinisten schickten Zenzl Müh­
sam achselzuckend w ieder in 
das Straflager zurück. Der 
Spruch Ulbrichts kam einem 
Todesurteil gleich. Fast acht 
Jahre mußten vergehen, ehe 
man sich m it der Auflösung der 
Stalinschen Lager auch der 
W itw e Erich Mühsams entsann. 
Und w ie die Sowjets bei diesem 
„Großreinemachen“ auch einen 
Kurt M üiler und einen Paul 
Merker nach Hause schickten — 
gleichgültig, ob dies Ulbricht

passen mochte —  so kam auch 
Zenzl Mühsam in  die Sow jet­
zone: E in  menschliches Wrack, 
von zwanzig Jahren furchtbarer 
H a ft  körperlich und seelisch 
zermürbt. W as aber tat U l­
bricht?

Die Sowjets hatten Frau Müh­
sam nicht mehr den Nachlaß 
ihres Mannes zurückgegeben. 
Statt dessen erhielt sie eine vom 
Moskauer Marx-Engels-Lenin- 
Stalin-Institut Ideologisch „ent­
g ifte te “ Sammlung von F o to ­
kopien, aus der man alle g e ­
fährlichen Schriften Mühsams 
entfernt hatte. D ie SED aber 
erklärte plötzlich Kreszentia 
Mühsam zur „tapferen A ntifa ­
schistin, die m it H ilfe  kommu­
nistischer Freude den nunmehr 
heimgekehrten Nachlaß ihres 
Mannes gerettet ' hat“ . U n d : 
„F rau  Mühsam w ird  ihren L e ­
bensabend in  Ruhe und F r ie ­
den in der D D R  verbringen !"

Kreszentia Mühsam w ird  nicht 
mehr die K ra ft  besitzen, gegen 
diese Darstellung anzukämpfen. 
Sie ist Menschen in die Hände 
gefallen,4 die sich von den M ör­
dern ihres Mannes —  jedenfalls 
in ihrer Sache —  nicht wesent­
lich unterscheiden. Gleichsam 
aber ist ihr Schicksal stellver­
tretend fü r das vie ler deutscher 
Antifaschisten, die in Moskau 
Schutz vor H itle r  suchten und 
dort unbekannt geendet sind. . .

Kardinäle beim 
Katholikentag

K öln  (D PA ). Zum  77. Deut­
schen Katholikentag1, der vom 
29. August bis zum 2. Septem­
ber in K ö ln  stattfindet, haben 
bereits die Kardinale Micara 
(Horn), P iazza  (F lorenz) und 
W endel (München) ihre T e il­
nahme zugesagt. Außer dem 
Apostolischen Nuntius, Erz­
bischof Dr. A loysius Muench, 
werden auch die Erzbischöfe 
Dr. Jaeger (Paderborn), Dr. 
Seiterieh (F reiburg), Dr. R ohr­
acher (Salzburg), A lfr in k  (U t­
recht), Keough (Baltim ore) und 
Dr. Modrego (Barcelona) nach 
Kö ln  kommen. D er Erzbischof 
von Nanking, Yu  P in , w ill im  
Sommer Deutschland besuchen 
und ebenfalls am Katholikentag 
teilnehmen. Ih re Teilnahme zu­
gesagt haben außerdem 27 B i­
schöfe aus Deutschland und 
dem Ausland,
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Parisikonvesii© in Amerikas 
,Wollen mal sehen wer höher sieigi1

Nuschke an der Spitze
(Fortsetzung von Seite 2)

Empörung: gestellt hat. V ie l­
leicht hatte er das nötig. Je­
denfalls aber hat er w ieder ein­
mal gezeigt, daß er die Schule 
des Mitläufertums mit Aus­
zeichnung besucht und sich zu 
einem Prachtexemplar der 
volksdemokratischen Umerzie­
hung entwickelt hat. D ie R ich­
ter, die er bedroht und deren 
erster Präsident Dr. Höpker- 
Ascholf war, m it dem er ein­
mal in  der Demokratischen 
Fraktion des Preußischen 
Landtages freundschaftlich ver­
bunden war, — diese Richter 
stehen turmhoch über der cha­
rakterlichen Unzugänglichkeit, 
die in Otto Nuschke Ereign is 
geworden ist.

Man kann nur annehmen, daß 
dieser früher bq bieder© Demo­

krat nicht mehr recht weiß, 
was er redet. Das" wußte er 
schon damals nicht, als er — es 
war Anfang 1949 —  feierlich 
versicherte, er lehne die Ein­
heitsliste fü r die W ahlen in der 
Zone entschieden ab; als alter 
Demokrat werde er das nicht 
mitmachen, sondern a lle seine 
Ämter niederlegen. Nuschke hat 
weder das eine noch das andere 
getan, sondern w enig später 
versicherte er ebenso feierlich, 
daß W ahlkam pf Unsinn und 
die Einheitsliste das einzig
R ichtige sei. M it einem so über
a lle Maßen gelehrigen Schüler, 
der auf Kosten seines Charak­
ters selbst seine M eister Über­
t r it t ,  kann man nicht mehr 
diskutieren, am wenigsten an 
dem gesamtdeutschen Tisch.
Dazu gehören andere Quali­
täten.

SSD, herhören!
Der kleine TA G  w ird ver- j 

sandt und verteilt ohne 
Rücksicht aul d ie politische 
Gesinnung des Empfängers. 
Gegner sind als Empfänger 
sogar besonders beliebt, 
denn sie haben es nötiger 
als andere, die W ahrheit zu 
erfahren. W er Verdacht hat, 
daß seine Post überwacht 
w ird, kann den kleinen TAG 
also ruhig bei der Polizei 
oder beim Bürgermeister­
amt oder bei seiner Dienst- | 
stelle abgeben. übrigens | 
w ird er auch dort gern I 
gelesen.
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B IL D E R  RRR 'WOC&fi» Oben» Nach dem Verbot der K FD  durch, das Bundesverfassungsge­

richt besetzt® die Polizei u. a, das Yerlagsgebäude der kommunistischen „Hamburger Yolks- 

seitung“. —  Unten? Di©#er »künstliche Mond“ kommt zur Industrie-Ausstellung’ nach Berlin, 

Da# naturgetreu© Modell wurde in des Laboratorien der US-Marine konstruiert.


